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Geltungsbereich  

Der Geltungsbereich der Vorhabenbezogenen Änderung und Ergänzung des Bebau-
ungsplanes Nr. 1 „Campingplatz Drage / Stove“ 4B liegt in der Gemeinde Drage, im 
Ortsteil Stove. Im Süden verläuft die Stover Straße (L 217). Im Norden grenzt der 
Geltungsbereich an den Stover Elbdeich.  
 
Der Geltungsbereich erstreckt sich über die Flurstücke 96/2, 96/4, 97/2, 97/3, 68/4, 
68/6, 68/7, 88/1, 63/6, 89/4, 89/2, der Flur 30 der Gemarkung Stove sowie der Flur 
24 der Gemarkung Elbstorf. Die Größe des Plangebietes beträgt ca. 2,82 ha. 
 
Das Planänderungsgebiet ist Bestandteil des Campingplatzes Stover Strand und 
wird über die nördlich entlang des Hauptdeiches verlaufende Straße „Stover Strand“ 
er-schlossen. Innerhalb des Planänderungsgebietes sind bauliche Anlagen zu 
Wohnzwecken sowie zur Ferien- und Wochenendnutzung mit einer Grundfläche von 
maximal 65 m² vorhanden. Östlich an das Planänderungsgebiet grenzt der Cam-
pingplatz „Land an der Elbe", auf dem sich Holzhäuser, Mobilheime und Wohnwagen 
befinden. Der westlich an das Planänderungsgebiet angrenzende Bereich wird als 
Stellplatzfläche für Zelte, Wohnwagen und Wohnmobile für das Dauercamping und 
die Wochenendnutzung genutzt. Im Südosten grenzt ein Bereich mit Häusern und 
Mobilheimen mit Ferien- und Wochenendhaus- und Dauerwohnnutzung an (Vorha-
benbezogenen Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Campingplatz 
Drage / Stove“ 4A.  Südlich an den Geltungsbereich angrenzend befinden sich auf-
gelockerte ein- und zweigeschossige Wohnhäuser, an welche die Stover Straße (L 
217) anschließt. Die Elbe liegt in einer Entfernung von ca. 60 m nördlich des Planän-
derungs- und Ergänzungsgebietes. 
 

 

Abb. 1: Lage des Planänderungs- und Ergänzungsgebietes. LGLN; Auszug aus den Geobasisdaten des Lan-
desamtes für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen; © 2021 (ohne Maßstab) 
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Anlass und Zielsetzung des Bauleitplanverfahrens 

Bei dem Campingplatz Stover Strand International Kloodt OHG (Campingplatz Sto-
ver Strand) handelt es sich um eine exklusive Ressortanlage an der Elbe vor Ham-
burg. Zum Gesamtunternehmen gehören neben den verschiedenen Stellplätzen für 
Holzhäuser, Wohnwagen und Wohnmobilen auch verschiedene Vermietungsangebo-
te (u.a. Hostel, Ferien- und Wochenendhäuser, Retrowohnwagendorf, Schäferwa-
gen). Darüber hinaus werden Teilbereiche des Campingplatzes von Dauerbewoh-
nern bewohnt.  
 
Der Campingplatz verfügt über 300 Dauercampingplätze und 250 Mobilheim- und 
Holzhausplätze, in welchen dauerhaft gewohnt wird. Das Dauerwohnen auf dem 
Campingplatz Stover Strand gibt es seit Beginn des Campingplatzes. Mit den Jahren 
hat sich die Anzahl der Bewohner erhöht, so dass derzeit ca. 400 Person auf dem 
Campingplatz leben. 
 
Von 2015 bis 2017 wurden auf der Grundlage der dritten Teiländerung des Bebau-
ungsplanes Nr. 1, welche ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Integriertes 
Wohnen in der touristischen Gemeinschaft“ innerhalb des Planänderungsgebietes 4B 
festsetzte und dem dauerhaften und vorübergehenden Aufenthalt dienen sollte, Bau-
genehmigungen erteilt.  
 
Im Rahmen eines Normkontrollverfahrens wurde vom OVG Lüneburg festgestellt, 
dass die 3. Bebauungsplanänderung unwirksam ist, da es für die Festsetzung eines 
Sondergebietes gem. § 11 BauNVO für eine Verbindung von dauerhaftem und vo-
rübergehenden „integriertem Wohnen in der touristischen Gemeinschaft“ keine 
Rechtsgrundlage gab. 
 
Mit der Ergänzung des § 12 BauGB durch den Absatz 7 im Jahr 2017 besteht nun 
die Möglichkeit, einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan aufzustellen, wenn in 
bisherigen Erholungsgebieten im Sinne des § 10 BauNVO auch Wohnnutzung zuge-
lassen werden soll. Insbesondere die Zulässigkeit von baulichen Anlagen zu Wohn-
zwecken kann durch die Ergänzung des Absatzes 7 in diesen Gebieten geregelt 
werden. Um die vorhandene Wohnbebauung planungsrechtlich abzusichern, möch-
ten sowohl der Eigentümer des Campingplatzes als auch die Gemeinde Drage den 
rechtsverbindlichen Bebauungsplan entsprechend ändern. Der Charakter eines Er-
holungsgebietes soll weiterhin bestehen bleiben. 
 
Mit der vorhabenbezogenen Änderung und Ergänzung 4B des Bebauungsplanes soll 
ein Teilbereich des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 1 „Campingplatz Drage 
/ Stove“ neu geordnet werden. Ziel ist es, innerhalb dieses Bereiches die bereits vor-
handenen 52 baulichen Anlagen zu Wohnzwecken in ihrem Bestand rechtlich abzu-
sichern und das Dauerwohnen auf die im zugehörigen Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan ausgewiesene Zone zu begrenzen. Von diesen baulichen Anlagen sind 
43 und damit über 84 % bereits als bauliche Anlagen zu Wohnzwecken genehmigt. 
Tatsächlich als bauliche Anlagen zu Wohnzwecken genutzt werden sogar 49 Häuser 
und somit 96 %. Lediglich 2 Häuser von 52 Häusern müssen noch den bauordnungs-
rechtlichen Anforderungen an eine bauliche Anlage zu Wohnzwecken angepasst 
werden. Zusätzlich können diese baulichen Anlagen auch für die Ferien- und Wo-
chenendnutzung bereit-gestellt werden. 
 



4 

Zusätzlich zu der Wohn- sowie Ferien- und Wochenendnutzung wird im Planände-
rungsgebiet ein südlich an den rechtskräftigen Bebauungsplan angrenzender Be-
reich, in dem bereits ein Betriebsgebäude vorhanden ist, ergänzend in den vorha-
benbezogenen Bebauungsplan einbezogen, da dieser Bereich Bestandteil des Are-
als des Campingplatzes ist.  
 
Des Weiteren ist vorgesehen, im nordwestlichen Teil des Planänderungsgebietes 
eine Gemeinschaftsanlage mit Sanitäranlagen und Aufenthaltsräumen zu errichten. 
Die Gemeinschaftsanlage ist als ergänzende Nutzung vorgesehen, die dem Erho-
lungsgebiet dient. 
 
Östlich der Gemeinschaftsanlage ist die Errichtung eines Gemeinschaftsplatzes vor-
gesehen. Dieser Bereich wird bereits als Parkplatz genutzt und soll nun im Zuge der 
vorhabenbezogenen Planänderung attraktiver gestaltet werden. Der Gemeinschafts-
platz dient als Stellplatzfläche für Autos und Wohnmobile sowie als Aufenthaltsplatz. 
Insbesondere die Bewohner des Holzhausparkes sollen diesen Bereich nutzen kön-
nen, um ihre Wohnmobile zu parken; eine Nutzung der Fahrzeuge findet hier nicht 
statt. 
 
 
Verfahrensablauf und Berücksichtigung der Ergebnisse der Beteiligung der 
Öffentlichkeit und der Behörden 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Drage hat in seiner Sitzung am 
10.09.2020 die Aufstellung des Bebauungsplanes beschlossen. 
 
Der Beschluss des Bebauungsplanes ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am 
18.11.2021 im Amtsblatt des Landkreises Harburg ortsüblich bekannt gemacht wor-
den. 
 
Der Bebauungsplan ist damit am 18.11.2021 rechtsverbindlich geworden. 
 

Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) Baugesetzbuch 
(BauGB) 

10.09.2020 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (1) 
BauGB 

11.01.2021-
11.02.2021 

Frühzeitige Behördenbeteiligung gem. § 4 (1) BauGB 11.01.2021-
11.02.2021 

Auslegungsbeschluss 10.06.2021 

Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (2) BauGB 28.06.2021 - 
30.07.2021 

Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB 28.06.2021 - 
30.07.2021 

Satzungsbeschluss 19.10.2021 

Inkrafttreten 18.11.2021 

 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte im 
Rahmen einer öffentlichen Auslegung vom 11.01.2021 bis zum 11.02.2021. 
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Dabei wurden Anregungen zur Nutzung des Außendeichgeländes und den damit 
einhergehenden Immissionsbelastungen hervorgebracht. Darüber hinaus wurde auf 
ein starkes Verkehrsaufkommen mit den entsprechenden Auswirkungen hingewiesen 
und eine alternative Erschließung des Planänderungsgebietes gefordert. Es wurden 
Anregungen zur Legalisierung des Dauerwohnens, zur Vermischung mit anderen 
Vorhaben, zur geplanten Höhe der Gebäude, zur den Voraussetzungen eines vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes, zur Gebietstypik, zum Bestandsschutz, zu Umwel-
taspekten und zu der Umsetzungsfähigkeit des Vorhabenträgers hervorgebracht. 
Durch die vorgesehenen Bautätigkeiten ist von Immissionsbelastungen zu Unguns-
ten der Nachbarschaft auszugehen. Des Weiteren wurde die Kritik hervorgebracht, 
dass sich ein dauerhaftes Wohnen nur eingeschränkt mir der Campingnutzung ver-
trage.  
 
Die Entwurfsunterlagen wurden um den Standort der geplanten Sanitäranlage bzw. 
der Gemeinschaftsanlage geändert. Eine Änderung der Straßenführung ist nicht vor-
gesehen. Die vorhabenbezogene Änderung des Bebauungsplanes führt zu keiner 
Erhöhung des Verkehrs und somit auch nicht zu einer Erhöhung der Immissionen. 
Der Verkehr auf der öffentlichen Straße Stover Strand ist zulässig, eine Beeinträchti-
gung der Anwohner liegt aus objektiver Sicht nicht vor. Die dem Bebauungsplanent-
wurf beigefügte Schalltechnische Untersuchung belegt, dass die zulässigen Grenz-
werte der 16. BImSchV tags und nachts eingehalten werden. Des Weiteren hat der 
Vorhabenträger die volle Umsetzungsmöglichkeit, da sich alle Grundstücke in sei-
nem Eigentum befinden und die Pachtverträge auf jeweils 1 Jahr begrenzt sind. Die 
Voraussetzung für die Anwendung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
werden gem. 12 BauGB vollständig erfüllt. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte mit Anschreiben vom 07.01.2021 mit Fristsetzung 
bis zum 11.02.2021.  
 
Dabei wurden verschiedene Anregungen u.a. vom Landkreis Harburg zur Deich-
nacherhöhung, zu den textlichen Festsetzungen und den möglichen Beschränkun-
gen, zur Gebietstypik, zu Kulturdenkmalen in der Umgebung und dem Denkmal-
schutz, zur Deichschutzzone und den erforderlichen Abständen und Bezugspunkten 
entsprechend der bereits erteilten deichbehördlichen Ausnahmegenehmigungen, zu 
der in der Planzeichnung darzustellenden Deichschutzzone, zu den beispielhaften 
Ansichten baulicher Anlagen zu Wohnzwecken, zur Gebietstypik und zur Kennzeich-
nung des Vorhabenplanes hervorgebracht. Diese Anregungen wurden teilweise in 
den Entwurf des Bebauungsplanes mit aufgenommen.  
 
Weiterhin wurden von der Deutschen Telekom Technik GmbH Hinweise zur weiteren 
Beteiligung hervorgebracht, welche im weiteren Verfahren berücksichtigt wurden. 
Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie brachte Hinweise zum Baugrund 
und zu den Baugrundverhältnissen hervor, die die zukünftigen Bautätigkeiten betref-
fen. Seitens der Avacon Netz GmbH wurde auf ein Fernmeldekabel einschließlich 
des Leitungsschutzbereiches sowie auf die Versorgung des Gebietes hingewiesen. 
Das Fernmeldekabel einschließlich des Leitungsschutzbereiches liegt außerhalb des 
Planänderungsgebietes und ist somit nicht von der Planänderung betroffen; die Ver-
sorgung des Gebietes ist im Rahmen der Durchführung der Planung zu berücksichti-
gen. Das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt brachte Hinweise zum Immissionsschutz 
hervor, welche berücksichtigt wurden. Die Gewässerbewirtschaftung und Flussge-
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bietsmanagement verwies auf den vorbeugenden Hochwasserschutz; Auswirkungen 
sind nicht zu erwarten. Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr wies darauf hin, dass die Landesstraße L 217 von der Planung nicht betrof-
fen ist.  
 
Weitere Hinweise und Anregungen widersprachen nicht den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes und sind ggf. im Rahmen der Durchführung der Planung zu berück-
sichtigen. Die Begründung und Planzeichnung wurde entsprechend ergänzt. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte mit Bekanntma-
chung am 16.06.2021 mit Fristsetzung bis zum 30.07.2021.  
 
Dabei wurden Anregungen zur erwartenden Verstärkung des Kraftfahrzeugverkehrs 
durch die Nutzung des Gebietes für Wohnhäuser zum dauernden Bewohnen, zu ei-
ner anderweitigen verkehrlichen Erschließung, der städtebaulichen Eignung der 
Wohnnutzung in diesem Gebiet, zum Normkontrollurteil, zur Umsetzungsmöglichkeit 
des Vorhabenträgers, zur Anwendung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, 
zur Baugebietstypik, zur Verschlechterung der Bestandssituation durch ein Abstell-
verbot von Wohnmobilen auf den einzelnen Parzellen sowie zu Umweltaspekten her-
vorgebracht. 
 
Hinsichtlich der Verkehrsbelastung ist eine wesentliche Zunahme des Verkehrs auf 
der Straße Stover Strand nicht zu erwarten. Eine anderweitige verkehrliche Erschlie-
ßung des Planänderungsgebietes kommt aufgrund der nicht öffentlichen Widmung 
sowie der geringen Straßenbreiten nicht in Betracht. Die städtebaulichen Gegeben-
heiten werden in Anbetracht der Gesamtgröße des Erholungsgebietes nicht wesent-
lich verändert. Durch eine längerfristige Nutzung der Anlagen kann sich ebenfalls ein 
Verkehrsaufkommen ergeben, das sich nicht erheblich von dem durch Dauerwohnen 
unterscheidet. Ein Lärmgutachten kommt zu dem Ergebnis, dass die Grenzwerte der 
16. BImSchV für Wohngebiete sowohl in der Tagzeit als auch in der Nachtzeit weit 
unterschritten werden. Darüber hinaus kann mit der Änderung / Ergänzung des § 12 
BauGB durch die Einführung des Abs. seit 2017 in bisherigen Erholungssonderge-
bieten nach § 10 der BauNVO auch Wohnnutzung zugelassen werden. Des Weiteren 
hat der Vorhabenträger die volle Umsetzungsmöglichkeit, da sich alle Grundstücke in 
seinem Eigentum befinden und die Pachtverträge für die betreffenden Parzellen, die 
noch nicht den Bebauungsplanfestsetzungen entsprechen, jeweils auf jeweils 1 Jahr 
begrenzt sind. Hinsichtlich der Anwendung eines vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes werden die im § 12 BauGB genannten Anforderungen vollständig erfüllt. Dar-
über hinaus wird die Baugebietstypik mit der Änderung des Bebauungsplanes nicht 
aufgehoben. In die vorhabenbezogene Änderung des Bebauungsplanes wurden 
Festsetzungen aufgenommen, mit denen die künftig zulässigen Nutzungen der zur-
zeit zulässigen Nutzung mit Wochenendhäusern und Mobilheimen möglichst weitge-
hend angepasst werden. Des Weiteren wird auf ein Abstellverbot für Wohnmobile auf 
den einzelnen Parzellen zugunsten der Pächter verzichtet.  
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB erfolgte mit Anschreiben vom 29.06.2021 mit Fristsetzung bis zum 
30.07.2021.  
 
Dabei wurden verschiedene Anregungen und Hinweise, z.T. wiederholt, u.a. vom 
Landkreis Harburg zur Deichnacherhöhung, zur Deichschutzzone und den erforderli-
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chen Abständen und Bezugspunkten entsprechend der bereits erteilten deichbehörd-
lichen Ausnahmegenehmigungen, zur redaktionellen Anpassung der textlichen Fest-
setzung zum Maß der baulichen Nutzung, zum Denkmalschutz, zum gesetzlichen 
Instrumentarium des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und zum Gutachten der 
Eingriffsregelung hervorgebracht, die teilweise berücksichtigt wurden. Seitens des 
NLWKN wurden z.T. wiederholz Hinweise zum technischen und vorbeugenden 
Hochwasserschutz hervorgebracht, die Begründung wurde entsprechend redaktionell 
ergänzt. Das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg verwies auf den Immissi-
onsschutz, Auswirkungen ergeben sich nicht. Der Wasserverband der Ilmenau-
Niederung brachte Anregungen zur Ausgleichsfläche und dem Schutz angrenzender 
Gewässer hervor. Da sich mit der Erweiterung der Nutzungsmöglichkeiten im Hin-
blick auf das Wohnen im Plangebiet gegenüber dem rechtswirksamen Bebauungs-
plan keine zusätzlichen Beeinträchtigungen auf die Schutzgüter von Natur und Land-
schaft ergeben, sind keine weiteren Kompensationsmaßnahmen erforderlich. Die 
bereits vorhandene Ausgleichsfläche bleibt in ihrem Bestand erhalten. Das Landes-
amt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, RD Lüneburg wies 
auf die redaktionelle Anpassung bzw. Änderung des Verfahrensvermerkes „Karten-
grundlage“ sowie die Bezeichnung der korrekten Flurstücke hin. Eine Berichtigung ist 
erfolgt. Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie brachte wiederholt Hin-
weise zum Baugrund und zu den Baugrundverhältnissen hervor, die die zukünftigen 
Bautätigkeiten betreffen. Auch die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau 
und Verkehr wies wiederholt darauf hin, dass die Landesstraße L 217 aufgrund der 
rückwärtigen Erschließung über das vorhandene Gemeindestraßennetz von der Pla-
nung nicht betroffen ist.  
 
Weitere Hinweise und Anregungen widersprachen nicht den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes und sind ggf. im Rahmen der Durchführung der Planung zu berück-
sichtigen. Die Begründung wurde entsprechend ergänzt. 
 
 
Berücksichtigung der Umweltbelange 

Im Rahmen der 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Camping-
platz Drage / Stove“ wurden die Umweltbelange in Form eines Gutachtens zur Ein-
griffsregelung berücksichtigt und entsprechend in die Abwägung der unterschiedli-
chen Belange einbezogen. Nur durch den Neubau der Gemeinschaftsanlage erfolgt 
in einem Teilbereich eine etwas höhere Versiegelung. Die Beeinträchtigungen wer-
den in Form von Anpflanzungen innerhalb des Plangebietes kompensiert. Nachteilige 
Umweltaus-wirkungen sind aufgrund der Planung als Ergebnis der Umweltprüfung 
nicht zu erwarten. 
 
 
Angaben über die Abwägung der Alternativen 

Planungsalternativen bestehen nicht, da sich bereits im Bestand des Campingplatzes 
„Stover Strand“ eine hohe Dauerwohnnutzung besteht.  
 
 
Inkrafttreten 

Die vorhabenbezogene Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 1 
„Campingplatz Drage / Stove“, 4B wurde vom Rat der Gemeinde Drage am 
19.10.2021 als Satzung beschlossen. Die vorhabenbezogene Änderung des Bebau-
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ungsplanes Nr. 1, 4B ist mit der Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Harburg  am 18.11.2021 rechtsverbindlich. 
 
 
Drage, den 18.11.2021 
 
 
 _____gez. Harden_______ 
 Bürgermeister 
 


